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Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2598 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Verunreinigung der Luft durch Industriebetriebe 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Bundestag einen umfassenden Bericht über die Verunreinigung 
der Luft durch Industriebetriebe und andere Ursachen vorzulegen. 

Der Bericht soll Angaben darüber enthalten, 

welchen Umfang die Verunreinigung angenommen hat; 

welche schädlichen Folgen sie hat; 

welche Maßnahmen jetzt schon auf Grund geltender Gesetze ge- 
troffen werden und welche Umstände dazu geführt haben, daß 
diese Maßnahmen als unzureichend empfunden werden; 

welche Studien auf diesem Gebiete Im In- und Ausland in jüngster 
Zeit gemacht wurden; 

welche gesetzlichen Maßnahmen andere Industrieländer getroffen 
haben und mit welchem Erfolg; 

welche Möglichkeiten die Bundesregierung sieht, sich die Erfah- 
rungen der privaten und gesetzlichen Bekämpfung der Verunreini- 
gung im In- und Ausland zunutze zu machen, um neue gesetz- 
geberische Maßnahmen einzuleiten. 


Bonn, den 4. Juli 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



B. 

Vorbemerkung 


Das Ersuchen des Deutschen Bundestages 
um eine Stellungnahme zu dem Problem der 
Reinhaltung der Luft ist in einem Zeitpunkt 
an die Bundesregierung gerichtet worden, in 
dem in fast allen Industrieländern der Welt 
große Anstrengungen zu einer Lösung dieses 
Problems gemacht werden. Hunderte von 
Wissensdiaftlern, Technikern und anderen 
verantwortungsbewußten Personen arbeiten 
z. Z. in der Bundesrepublik an dieser Auf- 
gabe. An vielen Stellen werden die Emis- 
sionen und Immissionen erfaßt, werden Meß- 
und Überwachungsgeräte entwickelt, wird 
der Versuch gemacht, die Sdiäden für 
Mensch, Tier und die Vegetation zu erken- 
nen, werden Apparate und Verfahren ent- 
wickelt, um die Fremdstoffe am Entweichen 
in die Atmosphäre zurückzuhalten. Behörd- 


liche Stellen, von den Bundesministerien an- 
gefangen bis zu den Gemeindeverwaltungen, 
haben sich in diese Arbeiten eingeschaltet und 
unterstützen sie weitgehend. In diesem 
Stadium ist es der Bundesregierung nicht 
möglich, eine endgültige umfassende Stel- 
lungnahme abzugeben. Sie hält es aber für 
ihre Pflicht, dem Bundestag, der das Er- 
suchen an sie gerichtet hat, zumindest einen 
Zwischenbericht über die gegenwärtige Lage 
zu geben. Sie wird die weitere Entwicklung 
auf dem Gebiete der Reinhaltung der Luft 
aufmerksam beobachten und alle Maßnah- 
men unterstützen, die der Reinhaltung der 
Luft zu dienen geeignet sind. Sie beabsichtigt, 
den Bundestag über die weitere Entwicklung 
zu gegebener Zeit zu unterrichten und einen 
weiteren umfassenderen Bericht vorzulegen. 


c. 

Grundsätzliches über die Quellen der Luftverunreinigung 


Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft 
richten sich im allgemeinen gegen Verände- 
rungen der natürlichen Zusammensetzung 
der Luft durch Ableitung von Gasen, die 
keinen natürlichen Bestandteil der Luft bil- 
den, ferner von Rauch, Ruß und Flugasche, 
Staub und Dämpfen. An der Einleitung die- 
ser Fremdstoffe sind drei Hauptquellen be- 
teiligt: 

1. Die Industriebetriebe; 

den Hauptanteil an der Verunreinigung 
der Luft bilden hier die Eisen- und Stahl- 
industrie, die Kokereien, die diemische und 
Zementindustrie, sowie alle Betriebe, die 
Großkesselanlagen unterhalten; 

2. das Kleingewerbe und die Haushaltungen; 

3. Verkehrsmittel wie Eisenbahnen und 
Kraftfahrzeuge. 

Man pflegt diese Quellen als Emissions- 
quellen zu bezeichnen und unterscheidet 
solche, die Staub und Rauch, und solche, die 
Gase und Dämpfe abgeben. Die Abgrenzung 
ist oft verwischt oder nicht vorhanden. 


a) Die Emissionsquellen für Staub und Rauch 
I. Feuerungen 

Staub und Rauch entstehen in der Haupt- 
sache bei der Verbrennung von festen, flüs- 
sigen und gasförmigen Brennstoffen. Fast 
jede Industrie ist an einer derartigen Staub- 
emission beteiligt, aber auch das Kleinge- 
werbe, die Eisenbahn, die Kraftfahrzeuge 
und die große Zahl der Haushaltungen ver- 
ursachen Staub- und Rauchemissionen. Der 
mit den Feuerungsgasen in die Atmosphäre 
gelangende Staub und Rauch ist ein wesent- 
licher Bestandteil einer großräumigen Luft- 
verunreinigung in Industriegebieten und 
Großstädten. Hier stammt der größte Teil 
des Staubgehaltes der Atmosphäre aus den 
Abgängen von Verbrennungsanlagen und be- 
steht bei der Großindustrie im wesentlichen 
aus Verbrennungsrüdcständen der Kohle, die 
als Flugstaub oder Flugasche ausgeworfen 
werden. Wenn man bedenkt, daß die heute 
verwendeten Kohlen einen Aschegehalt von 
meist 5 bis 15 v. H., sogar bis zu 40 v. H. 
haben, so werden daraus die Größe und 
Schwierigkeit des Problems der Flugasche-Be- 
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seitigung ersichtlich. Beim Anheizen der 
Kessel und bei mangelnder Kontrolle der 
Feuerungsanlagen des Kleingewerbes, der 
Eisenbahnen und der Haushaltungen enthal- 
ten die Abgase neben der Flugasche z. T, 
noch Anteile an unverbrannten oder teilweise 
verbrannten Brennstoffpartikelchen, die als 
Rauch und Ruß bezeichnet werden. Gerade 
diese Bestandteile sind es, die den unange- 
nehmen schwarzen Rauch verursachen. Bei 
vollständiger Verbrennung der Kohlen ent- 
hält das Rauchgas an festen Teilen nur Flug- 
asche. Die Rauchfahne weist dann lediglich 
eine hellgraue Färbung auf und ist wegen der 
Feinheit der Staubteilchen häufig kaum sicht- 
bar, wenn nicht durch starke Wasserdampf- 
abgabe gleichzeitig Kondensationserscheinun- 
gen auftreten. Rauch und Ruß entstehen 
auch bei der Verbrennung von Heizölen und 
anderen Kraftstoffen, weshalb deren Emis- 
sionsquellen nicht außer acht gelassen wer- 
den dürfen. 

2. Anlagen zur Gewinnung von Xwischen- und 

F ertigprodukten 

Hier sind die Hauptemissionsquellen die 
Eisen- und Stahlindustrie, die Kokereien, die 
chemisdie und Zementindustrie. Besonders 
bei metallurgischen Prozessen, z. B. in den 
Konverteranlagen der Hüttenindustrie, ent- 
stehen häufig Stoffe, wie Eisenoxydrauche 
die, wenn sie in sehr kleinen Partikelgrößen 
auftreten, redit unangenehme Eigenschaften 
haben. Sie sind vielen Leuten, die in der 
Nähe von Stahlwerken wohnen, durch die 
dunkelrot-braune Färbung bekannt. Es han- 
delt sich aber hier meist um bodennahe 
Emissionsquellen. In anderen Fällen, wie z. B. 
in der Zementindustrie, gehen die Einfluß- 
bereidie über die unmittelbare Nachbarschaft 
des Werkes hinaus. 

3, Umschlagstelleny Lagerplätze und AufbereF 

tungsanstalten für technische Rohstoffe 

Hierher gehören vor allem die Verlade-, 
Entlade- oder Umschlagstellen sowie die Zer- 
kleinerungseinrichtungen für die in großer 
Menge benötigten Rohstoffe, wie Kalk, 
Kohle und Erze, Weiterhin sind die Halden 
sowohl für die Rohstoffe (z. B. Kohlen) als 
auch für technische Abfallprodukte (z, B. 
Schlacke) ebenfalls als Quelle von Staubemis- 
sionen zu nennen. Von dem Einfluß ungün- 
stiger Geländeverhältnisse und meteorolo- 
gischer Bedingungen abgesehen, ist der Ein- 


wirkungsbereich solcher Emissionsquellen im 
allgemeinen klein und bleibt meist auf die 
unmittelbare Nachbarschaft besdiränkt. 

b) Emissionsqiiellen für Gase und Dämpfe 

Die gasförmigen Verunreinigungen sind 
optisch nicht so leicht wahrnehmbar wie der 
Staub und Rauch, es sei denn, es handelt sich 
um gefärbte Gase. Sie sind mengenmäßig 
aber in einem größeren Anteil an der Ver- 
unreinigung der Atmosphäre beteiligt als 
Stäube, und zudem sind sie teilweise in ge- 
ringen Konzentrationen schädlich. Die wich- 
tigsten gasförmigen Verunreinigungen sind 
die folgenden: 

1. Kohlenoxyd und Kohlendioxyd 

Kohlenoxyd und Kohlendioxyd sind zwei 
Gase, die bei der Verbrennung fester, flüs- 
siger und gasförmiger Brennstoffe entstehen. 
Die Emission von Kohlendioxyd in der 
freien Atmosphäre hat bis heute in keinem 
Fall eine Konzentrationsgrenze erreicht, die 
als schädlich oder in irgendeiner Weise als 
bedenklich anzusehen gewesen wäre. Sie ist 
im allgemeinen nicht als eine Quelle zur 
Luftverunreinigung anzusehen. Die Emission 
von Kohlenoxyd muß dagegen kritischer be- 
urteilt werden, obwohl die Hauptmenge, die 
von der Großindustrie (z. B. Kraftwerke) 
emittiert wird, durch den Abgang aus hohen 
Schornsteinen in die Atmosphäre soweit ver- 
dünnt wird, daß eine bedenkliche Konzen- 
tration nicht entsteht. Dagegen können die 
aus bodennahen Emissionsquellen entstam- 
menden Kohlenoxyde (z. B. aus den Verbren- 
nungsgasen von Motorfahrzeugen) örtlich 
eine Überschreitung der Reizschwellenkon- 
zentration (z. B. an Verkehrsknotenpunkten) 
hervorrufen. 

2. Schwefeldioxyd 

Dieses Gas entsteht praktisch bei allen Ver- 
brennungsvorgängen, da alle festen, flüssigen 
und gasförmigen Brennstoffe auf Kohlen- 
oder Erdölbasis je nach Herkunft bis zu 
7 V. H. Schwefel und mehr enthalten können. 
Mit den Rauchgasen entweicht also eine er- 
'hebliche Menge an Schwefeldioxyd in die 
Atmosphäre. Darüber hinaus kann Schwefel- 
dioxyd bei der Abröstung schwefelhaltiger 
Erze entv/eichen. Auch die chemische Indu- 
strie gehört zu den Schwefeldioxydemitten- 
ten. Durch die große Zahl der Emissions- 
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quellen für Schwefeldioxyd, zu denen auch das 
Kleingewerbe, die Eisenbahnen und die 
Haushaltungen gehören, ergibt sich eine 
großräumige Verunreinigung mit Verdich- 
tungszentren in Industriegebieten und zeit- 
weilig auch in größeren Wohnsiedlungsge- 
bieten. 

3. Schwefeltrioxyd hzw. Schwefelsäure 

Etwa 10 bis 15 V. H. der bei der Verbren- 
nung von Kohle und Heizölen entstehenden 
Menge an Schwefeloxyden besteht aus 
Schwefeltrioxyd, das in der freien Atmosphäre 
mit dem stets vorhandenen Wasserdampf 
Schwefelsäure bildet. Schwefeltrioxyd ist ein 
Begleiter des Schwefeldioxyds und tritt so- 
mit häufig mit diesem vergesellschaftet auf, 
allerdings in wesentlich geringeren Konzen- 
trationen. Nur in einigen Zweigen der 
chemischen Industrie (z. B. bei der Schwefel- 
säureproduktion) können die Schwefel- 
trioxydemissionen den Schwefeldioxydaus- 
wurf übersteigen. 

4» Sonstige gasförmige Emissionen 

Neben diesen gasförmigen Hauptver- 
unreinigungen gibt es zahlreiche weitere Ver- 
bindungen, die meist unerheblich sind, aber 
an einigen wenigen Stellen von besonderem 
lokalen Interesse sein können. Hierher ge- 
hören u. a. sonstige Schwefelverbindungen, 
wie Schwefelwasserstoff in Kokereien und 
Gaswerken, beim Kokslöschen und beim Ab- 
löschen glühender Schlacken, in Kraftwerks- 
und Hüttenbetrieben und brennenden oder 
schwelenden Zechenhalden sowie Viskose- 


fabriken. Stickoxyde treten bei einigen 
Produktionszweigen der chemischen Indu- 
strie auf, z. B. bei Schwefelsäurefabriken, und 
sind hier meist schon optisch durch die rot- 
braune Färbung der Abgase wahrzunehmen. 
Ammoniakgase entweichen aus Gaswerken, 
Kokereien und Anlagen einiger Zweige der 
chemischen Industrie, Fluorwasserstoff, des- 
sen toxische Wirkung beträchtlich ist, und 
einige Fluoride werden vornehmlich durch 
Aluminiumfabriken, Stahlwerke, Phosphat- 
düngerfabriken usw. emittiert. Kalifabriken 
werfen mitunter Brom in größeren Mengen 
aus. 

Die Bekämpfung dieser Luftverunreinigun- 
gen ist weitgehend mit den Mitteln der Tech- 
nik möglich. Durch die Wahl der Arbeits- 
verfahren, geeigneter Ausgangsprodukte und 
Brennstoffe usw., also mit Mitteln der Tech- 
nik, können die Luftverunreinigungen heute 
schon wirksam bekämpft werden. Weitere 
Erfolge sind auf diesem Wege zu erwarten. 
Wesentlich schwieriger und manchmal tech- 
nisch nicht mehr möglich wird die Beseiti- 
gung von Verunreinigungen, wenn diese sich 
bereits mit der Luft vermischt haben. So ist 
beispielsweise die Beseitigung des Schwefel- 
dioxyds im Abgas von Feuerungen mit wirt- 
schaftlich vertretbaren Mitteln z. Z. nicht 
möglich. Eine Behandlung dieser in die Ver- 
fahrenstechnik reichenden Probleme ver- 
spricht dann Erfolg, wenn es gelingt, der 
Technik und Wirtschaft ihre Verantwortung 
der Allgemeinheit gegenüber vor Augen zu 
führen und sie zur Mitarbeit in diesem Sinne 
zu bewegen. 


D. 

Der gegenwärtige Umfang der Luftverunreinigungen 


a) Allgemeines 

Während bis zur Jahrhundertwende Luft- 
verunreinigungen nur lokal auf traten und in 
ihrer Bedeutung auf die unmittelbare Nach- 
barschaft der Emissionsquellen beschränkt 
blieben, treten heute auch großräumige Ver- 
unreinigungen der Atmosphäre auf, die von 
allgemeiner nationaler und in einigen Fällen 
sogar von internationaler Wichtigkeit sind. 
Die betroffenen Einzelgebiete sind in den 
letzten 50 Jahren z. T. zu Großräumen zu- 


sammengewachsen. Dies ist auf die Errich- 
tung neuer Industrieanlagen, die Vergröße- 
rung bereits bestehender Anlagen, die Zu- 
nahme der Siedlungsdichte, die Verarbeitung 
ballastreicherer Rohstoffe usw. zurückzufüh- 
ren, so daß in diesen Großräumen u. U. auch 
durch die gemeinsamen Emissionen vieler 
Einzelquellen die Reizschwellenkonzentration 
für verschiedene Luftverunreinigungen über- 
schritten wird, obwohl ein großer Teil der 
Emissionsquellen für sich allein keine schäd- 
lichen Immissionen verursacht. 
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b) Die bisherigen Messungen über den Um- 
fang der Verunreinigungen 

Der Grad der Luftverunreinigungen im 
Bundesgebiet läßt sich mangels einer hln- 
reidienden Zahl genauer Messungen vor- 
läufig nicht als Gesamtübersicht angeben. 
Eine erste Orientierung bieten jedoch die 
Standortkarten der hauptsächlichsten Luft- 
verunreiniger (Anlage 1 bis 9). Sie zeigen, 
welche Gebiete durch Häufung von Emit- 
tenten gefährdet sind und welche Arten von 
Auswürfen In diesen Gebieten vorliegen. Die 
Standortkarten der Industrie stellen die 
geographische Verteilung der für die Luft- 
verunreinigung wichtigsten Industriewerke 
dar, wobei nach Möglichkeit die Größen- 
klasse der Produktion durch abgestufte 
Symbole markiert wird. Der Brennstoff- 
durdisatz aller Dampfkesselanlagen dessel- 
ben Standortes ist zusammengefaßt, die 
Brennstoffart (Stein- und Braunkohle) ange- 
geben (Anlage 1). Zementwerke, Eisenhüt- 
tenwerke, Umschmelzwerke und Metallhüt- 
ten, Rohölverarbeitungsbetriebe (Anlage 2 
bis 4) benutzten den Durchsatz zur Größen- 
klassifizierung, während für die chemische 
Industrie (Anlage 6) die Zahl der Beschäftig- 
ten gewählt ist. Bel Umschmelzwerken, Walz- 
werken und Gießereien wird auf Größenan- 
gaben verzichtet. Die Emissionen von Klein- 
gewerbe und Hausbrand sind durch die Be- 
völkerungsdichte dargestellt (Anlage 9), die 
der Lokomotiven und des Straßenverkehrs 
durch die Verkehrsdichte auf den Haupt- 
strecken (Anlage 7 und 8). Die Karten er- 
lauben gewisse Schlüsse über den relativen 
Grad der Luftverunreinigung in den einzel- 
nen Teilen des Bundesgebietes. Sie bieten je- 
doch keine Möglichkeit, die Quantität von 
Auswürfen einzelner Werke oder Werks- 
gruppen absolut zu berechnen oder gar den 
örtlichen Grad der Luftverunreinigung zah- 
lenmäßig abzuleiten. 

Das Bundesgesundheitsamt, Institut für 
Wasser-, Boden- und Lufthygiene in Berlin- 
Dahlem, unterhält für die Zwecke der Mes- 
sung der Luftverunreinigung ein lufthygie- 
nisches Laboratorium. Von dieser Dienststelle 
werden laufende Untersuchungen z. Z. in 
folgenden Städten vorgenommen: Berlin 
(West), Bochum, Duisburg, Essen, Frechen, 
Gelsenkirchen, Herdecke, Herne, Hürth, 
Mannheim-Ludwigshafen, Oberhausen, Wup- 
pertal. Alle diese Untersuchungen beziehen 
sich nur auf den Staubniederschlag. Sie wer- 


den mit genormten Niederschlagswasserauf- 
fanggeräten durchgeführt. 

In Duisburg, Mannheim-Ludwigshafen, 
Wetzlar, Salzgitter, Oker-Harlingerode, Off- 
leben sind in den letzten Jahren besonders 
eingehende Untersuchungen durch dieses In- 
stitut vorgenommen worden. Sie dienten als 
Unterlage für umfangreichere Gutachten, die 
auf Antrag der Stadt- bzw. Landesbehörden 
erstattet worden sind bzw. noch erstattet 
werden. Die Außenluftuntersuchungen er- 
streckten sich in allen diesen Fällen nicht nur 
auf die Staubmessung, sondern es wurden 
auch Bestimmungen der wichtigsten gasför- 
migen Abgasbestandteile, z. B. Schwefel- 
dioxyd, Schwefelwasserstoff (Gesamtschwe- 
fel), durchgeführt. Botanische Erhebungen 
wurden jeweils durch 3- bis 4mallge Kontrolle 
der Vegetation und Entnahme von Pflanzen- 
proben, die mikroskopisch, spektroskopisch 
und chemisch untersucht wurden, innerhalb 
einer Vegetationsperiode vorgenommen. In 
diesen Fällen sind auch eingehende Innerbe- 
triebliche Untersuchungen bei den Industrie- 
werken angestellt worden, damit den Auf- 
sichtsbehörden sogenannte Abgas- und Staub- 
kataster an die Hand gegeben werden kön- 
nen. 

Messungen größeren Umfangs über die 
Luftverunreinigung sind insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen vorgenommen und ihre 
Ergebnisse auf topographischen Karten unter 
Ausweisung von Staubpegelzonen dargestellt 
worden. U. a. liegen fertige Karten vor für 
die Gebiete Beckum, Buer-Scholven und Um- 
gebung, Lünen-Waltrop, Geseke und Erwitte, 
Weisweiler, Stockum an der Lippe, Holten- 
Sterkrade, Hattingen an der Ruhr, Lengerich 
(Westf.), Hagen-Halden, Herdecke, Groß- 
raum Bochum, die Landschaft beiderseits der 
Rheinstrecke zwischen Homberg bis Büde- 
rich bei Wesel und für den Ostteil des rheini- 
schen Braunkohlengebiets (Ville und Erft). 
Diese Untersuchungen wurden im Aufträge 
des Ministeriums für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten des Landes Nordrhein- 
Westfalen durch die Landesanstalt für Boden- 
nutzungsschutz in Bochum durchgeführt, 
ebenso wie weitere schwerpunktartige Mes- 
sungen an emittierenden Industriewerken 
verschiedener Art. 

Im übrigen sind zahlreiche Messungen ver- 
schiedener Art von seiten der Industrie und 
anderer Stellen vorgenommen worden. 
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c) Die Ergebnisse der Messungen 

Den Messungen haftet der Nachteil an, daß 
noch keine einheitliche Meßmethode ange- 
wendet wird. Die methodisch abweichend ge- 
fundenen Staubpegelwerte sind also nicht 
unbedingt miteinander vergleidibar. Aus den 
Untersuchungen ist aber zu entnehmen, daß 
die Luftverunreinigung durch Staub an ein- 
zelnen Stellen der dichtbesiedelten Industrie- 
gebiete einen Umfang angenommen hat, der 
bekämpft werden muß. Nach den jahr- 
zehntelangen Erfahrungen des Bundesge- 
sundheitsamtes, Institut für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene, sind Flugstaubniederschläge 
dann erheblich belästigend und für die An- 
wohner als nicht mehr unwesentlich anzu- 
sehen, wenn im Lee des Schornsteins (Staub- 
quelle) in der zehnfachen Entfernung seiner 
Höhe auf IOC m^ Fläche monatlich im Mittel 
mehr als 3 kg Staub gefunden werden. Ob 
dieser Wert neueren Erkenntnissen stand- 
hält, werden die noch laufenden Unter- 
suchungen zeigen müssen. Immerhin werden 
auch diese Werte in verschiedenen Gebieten 
bereits überschritten. Sie bedecken z. T. 
Flächen in der Größenordnung von 20 bis 
30 km^. Als Beispiel für bereits durchge- 
führte Staubmessungen ist in der Anlage 10 
eine Karte beigefügt, aus der man mit Hilfe 
der eingezeichneten Linien gleichen Staub- 
niederschlages die Verteilung des Staubes In 
der Umgebung verschiedener Staubquellen 
erkennen kann. 


In ähnlicher Weise wurden In den Indu- 
striegebieten Gaskonzentrationsmessungen 
durchgeführt und hierbei Schwefeldioxyd- 
Werte festgestellt, die in einer Größenord- 
nung lagen, daß Schädigungen der Vegeta- 
tion erfahrungsgemäß dann zu erwarten sind, 
wenn Wetterlagen die Abgasverteilung un- 
günstig beinflussen. 

Bemerkenswert ist, daß auch Haushaltun- 
gen und Kleingewerbe selbst in hochindu- 
strialisierten Bezirken zu einem Teil zu den 
Verunreinigungen der Luft beitragen, 
namentlich dann, wenn In den Haushaltun- 
gen wie vor allem in den Industriegebieten 
üblich vorwiegend Abfallkohlen verbrannt 
v/erden. Nach dem Bericht des Bundesge- 
sundheitsamtes, Institut für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene wurden z. B, in Duisburg 
im Jahre 1955 20 bis 25 v. H. des gesamten 
Steinkohlenverbrauchs von den Haushal- 
tungen und vom Kleingewerbe verfeuert. 

Die Verunreinigung der Luft durch die 
Eisenbahnen und Kraftfahrzeuge haben nur 
lokales Interesse. Belästigungen durch Loko- 
motiven ergeben sich in nennenswertem Um- 
fange auf Groß- und Verschiebebahnhöfen. 
Die Verunreinigung der Luft durch Straßen- 
verkehrsfahrzeuge macht sich an den Stellen 
dichten Verkehrs in den Städten bemerkbar, 
wo insbesondere durch den Kohlenoxydge- 
halt und den Benzpyrengehalt (Dieselqualm) 
der Auspuffgase gesundheitliche Schäden er- 
wartet werden können. 


E. 

Die schädlichen Folgen der gegenwärtigen Luftverunreinigungen 


L Schäden an Leben und Gesundheit 

a) Beim Menschen 

Die bisherigen Untersuchungen über einen 
Kausalzusammenhang zwischen Krankheit 
der Menschen und Luftverunreinigung haben 
noch zu keinem endgültigen Resultat geführt. 
Gesundheitliche Schäden bei Menschen sind 
jedoch bei ungünstigen Wetterlagen beobach- 
tet worden, wenn es zu einer Anreicherung 
größerer Mengen von Schwefeldioxyd bzw. 
Schefeltrioxyd und zu einer Anhäufung von 
Ruß und von Auspuffgasen der Kraftfahr- 
zeuge kommt. Besonders anfällig sind solche 
Menschen, die unter Erkrankung der 


Atmungswege leiden. Im Bundesgebiet sind 
schwere Erkrankungen in solchen Fällen bis- 
her noch nicht beobachtet worden. Ein 
typisches Beispiel für solche Schädigungen ist 
jedoch die erhöhte Todesrate in London, wo 
Anfang Dezember 1952 4000 Menschen mehr 
starben als statistisch zu erwarten war. In 
diesen Tagen lagen besonders ungünstige 
Wetterlagen vor, so daß die Abgase der ver- 
schiedenen Emissionsquellen einschließlich 
der Kaminfeuerungen, die bekanntlich sehr 
stark rußhaltig sind, in den unteren Schichten 
der Atmosphäre zurückgehalten wurden. Im 
allgemeinen ist man aber über die Auswir- 
kung dieser Gasgemische auf den Menschen, 
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soweit sie In geringeren Konzentrationen auf- 
treten, noch wenig unterrichtet. Man weiß 
jedoch, daß Dunstglocken die ultraviolette 
Strahlung des Sonnenlichtes nur geschwächt 
durchlassen und daß dadurch die Gefahr 
rachitischer Erkrankungen vergrößert wird. 

Die Schädigung des Menschen durch an- 
dere Emissionen hat nur in unmittelbarer 
Umgebung der Industriewerke eine Bedeu- 
tung. So sind vor mehr als 15 Jahren In der 
Umgebung von Industriebetrieben, die 
Schwefelwasserstoff in größeren Mengen in 
die Luft ableiteten, z. B. bei Hydrierwerken, 
Schwelanlagen, Viskose-Kunstseidefabriken 
akute Gesundheitsschädigungen (Kopf- 
schmerz, Unwohlsein, Erbrechen) bei Men- 
schen beobachtet worden, wenn deren Wohn- 
stätten ungünstig zu den Industriebetrieben, 
d. h. in deren Lee, also vorwiegend in öst- 
licher bis nordöstlicher Richtung zur Indu- 
strie, gelegen waren. Infolge der inzwischen 
getroffenen Abhilfemaßnahmen (Überfüh- 
rung des Schwefelwasserstoffs in elementaren 
Schwefel oder in Schwefelsäure) sind diese 
Mißstände abgestellt worden. Über die Mög- 
lichkeiten von Schädigungen innerhalb der 
einzelnen Produktionsstätten sind wir durch 
die Festlegung der höchsterlaubten Konzen- 
trationswerte unterrichtet. Auf dem Gebiete 
der Sdiädigung durch Kraftfahrzeuge, ins- 
besondere Otto- und Dieselmotoren, liegen 
eingehende Untersuchungen von amerika- 
nischer Seite vor. Bei Wetterverhältnissen mit 
geringem vertikalem Luftaustausch bleiben 
die Abgase der Kraftfahrzeuge lange Zeit in 
der bodennahen Luft und können dann am 
Menschen Reizerscheinungen an den Augen 
bewirken sowie die Gefahr von Kohlenoxyd- 
vergiftungen aufkommen lassen. Über Schädi- 
gungen durch langjährigen Einfluß dieser 
Abgase kann bisher noch nicht berichtet wer- 
den. Dies ist nicht verwunderlich, da z. B. 
die krebsauslösenden Stoffe, die in der 
Atmosphäre festgestellt wurden, erst nadi 
sehr langer Zeit eine Krankheit in Erschei- 
nung treten lassen. 

b) Beim Tier 

Tiere sind im allgemeinen den Gefahren 
der Luftverunreinigungen mehr ausgesetzt 
als Menschen, so daß es bei ihnen häufiger 
zu Schädigungen kommen kann. Dies gilt in 
erster Linie für Weidetiere in der Umgebung 
von Industrieanlagen. Die Tiere nehmen die 
korpuskulären, dampf- oder gasförmigen 


Verunreinigungen mit der Atemluft oder vor 
allem nach dem Niederschlag mit der Futter 
auf. Daneben ist auch eine Schadwirkung auf 
die Haut der Tiere beobachtet worden. 

Als besonders gefährliche Substanzen für 
die Tiere sind Blei, fluorhaltige Stoffe, Arse- 
nik und schweflige Saure anzusehen. Da- 
neben können auch Rauchschäden durch 
Molybdän, Zink, Selen und Kupfer hervor- 
gerufen werden. Die Krankheitserscheinun- 
gen bestehen in Appetitlosigkeit, Abmage- 
rung bis zur Kachexie, Anämie, Störungen 
des Sexualzyklus, Erkrankungen der Haut, 
Ablagerung der Schadstoffe in verschiedenen 
Organen oder im Knochengerüst einschließ- 
lich der Zähne. Dadurch werden das Wohl- 
befinden der Tiere, die Funktionen der be- 
troffenen Organe, die Widerstandskraft gegen 
Infektionskrankheiten und der Nutzwert der 
Tiere beeinträchtigt. In schweren Fällen 
führen die Schädigungen zum Tode. Angaben 
über das Gesamtausmaß des wirtschaftlichen 
Schadens liegen für das Bundesgebiet nicht 
vor. 

11. Schädliche Folgen für land- und forstwirt- 
schaftliche Kulturen sowie den Obst- und 
Gartenbau 

Sowohl basische (z. B. alkalische Flugasche, 
Kalk- und Zementstaub) als auch saure Nie- 
derschläge werden sich auf den Boden schäd- 
lich auswirken, wenn er hierdurch in seiner 
Reaktion nachteilig verändert sowie in seiner 
Struktur und Mikrobiologie verschlechtert 
wird. An landwirtschaftlichen Kulturen sind 
staubförmige Immissionen als Wachstums- 
bzw. Qualitätsminderung und auch als Er- 
tragsausfall feststellbar. Staubablagerung auf 
Grünland und Futterflächen wirkt sich mit- 
telbar durch Minderleistung beim Nutzvieh 
aus. Wird ein gewisser Säurewert in den 
Rauchgasen überschritten, so treten bei Kul- 
turpflanzen akute oder chronische Störun- 
gen des Assimilationsvorganges sowie Ver- 
ätzungen und Verbrennungen in der Blatt- 
substanz ein. 

Im Obst- und Gartenbau wirken sich 
staubförmige Abgänge an Freilandkulturen, 
wie Gemüse, Zierpflanzen, Baumschulerzeug- 
nisse, Obstbäume und Beerensträucher, in 
erster Linie qualitäts- und wertmindernd aus. 
Früchte können meist nicht mehr als Quali- 
tätsware verkauft werden oder sind, vv^ie häu- 
fig auch blühende Zierpflanzen, infolge zu 
starker Verschmutzung schlecht oder nicht 
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mehr absetzbar. Staubförmige Niederschläge 
wirken sich weiterhin nachteilig für Unter- 
glaskulturen aus. Infolge der durch Staub- 
niederschlag abgeschwächten Sonneneinstrah- 
lung, wodurch die Licht- und Temperatur- 
verhältnisse beeinträchtigt werden, verzögert 
sich der Kulturablauf, die Pflanzen sind in 
ihrer Entwicklung gehemmt, und die gün- 
stigen Zeiten mit den höheren Marktpreisen 
können oft nicht ausgenutzt werden. Schäden 
durch gasförmige Immissionen im Obst- und 
Gartenbau sind zumeist auf Schwefeldioxyd, 
in manchen Fällen auch auf fluor- und chlor- 
haltige Verbindungen zurückzuführen. Der 
Einfluß der Gase äußert sich vornehmlich in 
physiologischen Störungen und morpholo- 
gischen Veränderungen. 

Rauchschäden in Waldbeständen werden in 
erster Linie durch die gasförmigen Verbren- 
nungsprodukte der Industrie hervorgerufen. 
Infolge ihrer Langlebigkeit sind die Bäume 
im Vergleich zu anderen Pflanzen besonders 
lange den Einwirkungen der Gase ausgesetzt, 
so daß bei ihnen schon relativ schwache fort- 


gesetze Immissionen schädliche Folgen haben 
können. Besonders die immergrünen Nadel- 
hölzer häufen im Laufe der Jahre größere 
Mengen Gift in den Vegetationsorganen an. 
Die geringere Anfälligkeit der Laubhölzer 
beruht mit auf dem alljährlichen Wechsel der 
Blattorgane. Diese haben dadurch weniger 
Gelegenheit, Assimilationsgifte aufzuneh- 
men. Wird in den Rauchgasen ein gewisser 
Säurewert überschritten, so tritt in den 
Waldbeständen eine Verminderung des Er- 
trages an Holzmasse ein, in besonders ungün- 
stigen Fällen können örtliche Waldbestände 
vernichtet werden. 

IIL Sonstige Schäden und Belästigungen 

Sonstige Schadens- und Belästigungsmög- 
lichkeiten sind in großer Zahl vorhanden. Sie 
brauchen im einzelnen hier nicht aufgeführt 
zu werden. Hierhin gehören auch die starken 
Geruchsbelästigungen, wie sie z. B. durch 
Fischmehlbetriebe entstehen können, und die 
Korrosionserscheinungen aller Art an Bau- 
werken. 


F. 

Die Maßnahmen, die schon jetzt auf Grund geltender Gesetze 
betreffend Reinhaltung der Luft getroffen werden und die Um- 
stände, welche dazu geführt haben, daß diese Maßnahmen als 
unzureichend empfunden werden 


1. Die Reinhaltungsmaßnahmen auf Grund 
geltender Gesetze 

Als Gesetzesgrundlagen für Maßnahmen 
zur Reinhaltung der Luft kommen im 
wesentlichen in Betracht 

a) §§ 16, 24, 25 GewO als Sonderregelung 
für genehmigungspflichtige und über- 
wachungsbedürftige Anlagen auf öffent- 
lich-rechtlichem Gebiet, 

b) §§ 67, 196, 197 des allgemeinen Berg- 
gesetzes als Sonderregelung für den Berg- 
bau, 

c) das Polizei- und Ordnungsrecht als allge- 
meine Grundlage auf öffentlich-recht- 
lichem Gebiet, 

d) §§ 29, 30 der Straßen-Verkehrs-Zulas- 
sungsordnung. 


e) §§ 903, 906 in Verbindung mit 1004 bzw. 

862 BGB auf zivilrechtlichem Gebiet. 

7.H a) 

Einen öffentlich-rechtlichen Schutz ge- 
währen die Bestimmungen der Gewerbeord- 
nung in §§ 16, 24 und 25, soweit die Immis- 
sionen von gewerblichen Betrieben ausgehen. 
Nach §§16 ff. GewO unterliegt die Errich- 
tung bestimmter Anlagen, welche für die Be- 
sitzer und Bewohner der benachbarten 
Grundstücke oder für die Allgemeinheit er- 
hebliche Nachteile, Gefahren oder Belästi- 
gungen herbeiführen können, einem behörd- 
lichen Genehmigungsverfahren. Unter die 
Bestimmungen des § 16 GewO fällt ein 
wesentlicher Teil der luftverunreinigenden 
Anlagen, wie chemische Fabriken, Hütten- 
werke, Zementfabriken, Gießereien usw. In 
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dem Genehmigungsverfahren wird geprüft, 
ob die Anlage erhebliche Gefahren, Nach- 
teile oder Belästigungen herbeiführen kann 
(§18 GewO). Die Genehmigungsbehörde hat 
die Genehmigung unter entsprechenden Auf- 
lagen und Bedingungen zu erteilen. Diese 
Auflagen dienen nicht nur dem Schutz vor 
Gefahren, sondern auch vor Belästigungen. 
Nachträgliche Auflagen sind jedoch nicht 
möglich. Entsprechende Vorbehalte in der 
Genehmigungsurkunde sind unzulässig. Das 
Recht der Zivilklage wird genehmigten An- 
lagen gegenüber insoweit eingeschränkt, als 
nicht mehr auf Einstellung des Betriebes ge- 
klagt werden kann (§ 26 GewO). Wesentliche 
Änderungen der Anlagen bzw. des Betriebes 
bedürfen einer Änderungsgenehmigung nach 
§ 25 GewO. 

§ 24 GewO in der Fassung von 1953 
(BGBl. I S. 1459) gibt für bestimmte über- 
wachungsbedürftige Anlagen — hierher ge- 
hören auch die Dampfkesselanlagen, die eben- 
falls in beachtlichem Umfang zur Luftver- 
unreinigung beitragen — der Bundesregie- 
rung die Ermächtigung, durch Rechtsverord- 
nung u. a. zu bestimmen, daß der Betrieb be- 
stimmten Anforderungen genügen und be- 
hördlich überwacht werden muß. Die Über- 
wachungsbehörde kann nach § 24 a GewO 
anordnen, daß der Betrieb einzustellen ist, 
wenn durch Nichteinhaltung der ergangenen 
Vorschriften eine erhebliche Gefährdung 
Dritter herbeigeführt wird. Bisher werden 
im Erlaubnisverfahren für Dampfkessel An- 
weisungen angewendet, die eine Prüfung 
nach den zur Wahrnehmung des Nachbar- 
schutzes maßgebenden Gesichtspunkten und 
eine Rauch- und Rußklausel zur Aufnahme 
in die Genehmigungsurkunde vorsehen. 
Hiernach muß die Wartung der Kessel 
durch gutausgebildete Personen erfolgen, die 
verpflichtet sind, bei der Bedienung des 
Feuers Rauch, Ruß und Flugasche möglichst 
einzuschränken. Zur Beseitigung von Übel- 
ständen kann von der Behörde auch die 
Änderung der Feuerungsanlage sowie die 
Wahl des Brennstoffes vorgeschrieben wer- 
den. Da durch Rechtsverordnung vorgesdirie- 
ben werden kann, daß der Betrieb bestimm- 
ten Anforderungen genügen muß (§ 24 Abs. 1 
Nr. 3), könnten dem Unternehmer nicht nur 
Bedingungen hinsichtlich der Beschaffenheit 
des emittierten Staubes und der Abgase und 
einer entsprechenden Änderung der Anlagen 
auferlegt, sondern auch der Einbau und der 
Betrieb von Selbstkontrolleinrichtungen ein- 


schließlich der Vorlage der Kontrollergebnisse 
bei der Überwachungsbehörde zur Prüfung, 
ob weitere Auflagen dem Unternehmer zu 
machen sind, und die Bestellung verantwort- 
licher Betriebsbeauftragter vorgeschrieben 
werden. 

lub) 

Für die bergbaulichen Betriebe gibt das 
allgemeine Berggesetz vom 24. Juni 1895 ge- 
wisse weitere Handhaben für die Luftrein- 
haltung. Nach § 196 Abs. 2 erstreckt sich die 
Aufsicht der Bergbehörde auf „die Sicherung 
und Ordnung“ der Oberflächenbenutzung 
des Bergwerksbetriebes und auf den Schutz 
gegen gemeinschädliche Einwirkungen des 
Bergbaus. Die praktische Durchführung die- 
ser Bestimmungen Ist entweder im Betriebs- 
planverfahren (§ 67) oder Im Wege einer 
Polizeiverordnung (§ 197) der Oberberg- 
ämter möglich. 

2u c) 

Das Polizei- und Ordnungsrecht gestatten 
ein Vorgehen gegen Luftverunreinigungen 
zur Abwehr von Gefahren, durch die die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht 
wird. Nach der ständigen Rechtsprechung 
der oberen Verwaltungsgerichte umfaßt der 
Schutz der „öffentlichen Sicherheit“ in erster 
Linie den Schutz der Allgemeinheit und des 
einzelnen gegen Schäden an Leben, Gesund- 
heit oder Vermögen, nicht gegen Belästigun- 
gen. 

2u d) ^ 

In § 29 der Straßen-Verkehrs-Zulassungs- 
ordnung vom 24. August 1953 (BGBl. I 
S. 1166) wird vorgeschrieben, daß die von 
den obersten Landesbehörden festzusetzen- 
den Überprüfungen der Kraftfahrzeuge durch 
Sachverständige sich auch auf die Rauchent- 
wicklung zu beziehen haben. In § 30 StVZO 
wird gefordert, daß durch den verkehrs- 
üblichen Betrieb der Kraftfahrzeuge niemand 
geschädigt, mehr als unvermeidbar gefährdet, 
behindert oder belästigt wird. 

2u e) 

§ 903 BGB enthält den Grundsatz, daß der 
Eigentümer mit einer Sache nach Belieben 
verfahren, Insbesondere jeden anderen von 
der Einwirkung auf die Sache ausschließen 
kann, soweit Gesetze und Rechte Dritter 
nicht entgegenstehen. 
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§ 906 BGB sdir'änkt das in § 903 ausge- 
sprochene Recht ein. Es wird dort bestimmt, 
daß der Grundstückseigentümer eine Reihe 
beispielhaft aufgeführter Einwirkungen (Im- 
missionen) unter bestimmten Voraussetzun- 
gen nicht untersagen kann (Duldungspflicht). 

§ 906 ist damit eine Vorschrift negativen 
Inhalts, da sie dem Grundstückseigentümer 
einen Teil seiner Rechte nimmt. Nur wenn 
die Emissionen des schädigenden Grundstücks 
die in § 906 gezogenen Grenzen übersteigen, 
also über die Ortsüblichkeit hinausgehen, 
und die Immissionen wesentlich sind, kann 
der beeinträchtigte Grundstückseigentümer 
gegen den Verursacher vorgehen. Der im 
Sprachgebrauch geprägte Begriff der Orts- 
üblichkeit als Grenze für die Zulässigkeit von 
Emissionen im Sinne des § 906 liegt nadi der 
bisherigen Rechtsprechung nicht eindeutig 
fest. Sicher ist nur, daß eine Existenzbe- 
drohung durch Immissionen unzulässig ist. 
Der Anspruch aus § 906 wird jedoch durdi 
§ 26 Gewerbeordnung zugunsten gewerblich 
konzessionierter Anlagen wesentlidi einge- 
schränkt. 

Die genannten zlvllreciitlichen Bestimmun- 
gen regeln unmittelbar nur die Rechtsbe- 
ziehungen zwischen einzelnen Rechtssubjek- 
ten, hier vornehmlich Grundstückseigen- 
tümern. Sie geben dem einzelnen Rechte 
oder legen ihm Verpflichtungen auf, die sidi 
zunächst nur im Verhältnis zwischen Emit- 
tenten und Geschädigten, mittelbar aber auch 
zugunsten der Allgemeinheit auswirken 
können. Dabei steht es dem einzelnen frei, 
seine Rechte zu gebrauchen bzw. den ande- 
ren zur Einhaltung seiner Verpflichtungen 
zu zwingen. 

11. Die Umstände, die die Reinhaltungsmaß- 
nahmen auf Grund geltender Gesetze als 
unzureichend erscheinen lassen 

a) Allgemeines 

Wenn es trotz der obengenannten gesetz- 
lichen Maßnahmen zu den heute unbefriedi- 
genden Verhältnissen kommen konnte, dürfte 
zur Erklärung der Hinweis auf die Erschüt- 
terungen der letzten 20 Jahre mit dem völ- 
ligen Zusammenbruch unseres Staatswesens 
und unserer Wirtschaft an sich genügen. Dazu 
kommt die stürmische Aufwärtsentwicklung, 
die unsere Wirtschaft und Technik in den 
letzten Jahren erfreulicherweise erfahren 


haben, mit der aber die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse über die Reinhaltung der Luft 
nicht schritthalten konnten. Es mag auch 
dazu beigetragen haben, daß die Wirtschaft 
immer mehr gezwungen wird, Rohstoffe zu 
verarbeiten, die die spezifischen Emissionen 
erhöhen. 

Unzweifelhaft haben die bestehenden Ge- 
setze aber auch mit der technischen Entwick- 
lung nicht schrittgehalten, und die Mängel 
dieser Gesetze werden im Laufe der Zeit 
immer stärker empfunden. 

b) Die Mängel der Bestimmungen der Gewer- 
beordnung 

Der Katalog der In § 16 der GewO auf ge- 
führten gewerblichen Anlagen entspricht 
nicht mehr dem gegenwärtigen Stand der 
Technik. Neue Betriebe, die schädliche und 
lästige Emissionen verursachen, sind in das 
Verzeichnis nach § 16 GewO noch nicht auf- 
genommen worden und bedürfen daher 
heute keiner besonderen Genehmigung. Es 
fehlen auch gesetzliche Bestimmungen, die 
nachträgliche Auflagen für eine technisch 
mögliche Begrenzung von Emissionen in 
einem wirtschaftlich vertretbaren Rahmen 
ermöglichen. 

Ein schwerwiegender Mangel ist ferner das 
Fehlen zeitgemäßer technischer Regeln für 
die Durchführung des Genehmigungsver- 
fahrens nach § 16 ff GewO. Die preußische 
Technische Anleitung für die Durchführung 
des Verfahrens nadi § 16 a. a. O. vom 
15. Mai 1895 (MBliV. S. 196), die in den 
meisten Ländern bei der Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens angewendet wurde. 
Ist z. T. veraltet und ist daher im vollen 
Maße nicht mehr geeignet, den Gewerbeauf- 
sichtsbeamten bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben hinsichtlich dieser Anlagen als ver- 
bindliche Richtlinie zu dienen. 

Weiter fehlt eine gesetzliche Grundlage für 
die kostenpflichtige Durchführung notwen- 
diger Kontrollmaßnahmen durch Sachver- 
ständige. Die Überwachung des Auswurfs und 
von Luftverunreinigungen und des Nieder- 
schlags im Gelände erfordert die Heran- 
ziehung von Sachverständigen. 

c ) Die Mängel des Polizei- und Grundrechts 

Die Gefahrenabwehr nach dem Polizel- 
und Ordnungsrecht erstreckt sich nicht auf den 
Schutz vor Belästigungen oder Unbequem- 
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lichkeiten. Das Anliegen der Öffentlichkeit 
geht aber weiter und richtet sich auf eine 
Möglichkeit weitgehender Ausscheidung audi 
von Einwirkungen minderen Umfangs insbe- 
sondere von Belästigungen durch Luftver- 
unreinigungen. Das geltende Polizei- und 
Ordnungsrecht reldit also nicht aus, um die 
Probleme der Luftreinhaltung befriedigend 
zu lösen. 

d) Die Mängel der zivilrechtlichen Bestim- 
mungen 

Es muß als unbefriedigend angesehen wer- 
den, daß der Verursacher von Emissionen die 
Im Rahmen der Ortsüblichkeit unbestimmten 
Zulässigkeitsgrenzen ausnutzen kann, ohne 
selbst ausdrücklich verpflichtet zu sein, das 
nach dem Stand der Technik Vertretbare zur 
Verminderung der Emissionen tun zu müs- 
sen. 

Der Verwirklichung eines Anspruchs aus 
§§ 1004, 862, 906 BGB auf Beseitigung oder 
Unterlassung von existenzgefährdenden Be- 
einträditigungen steht — abgesehen von § 26 
GewO — ferner erschwerend entgegen, daß 
die einzelnen Luftverunreinigungen in Indu- 
striegebieten sich häufig weitgehend über- 
lagern und schwer voneinander zu trennen 
sind. Damit wird der an sich schon schwierige 


für eine Klage aus § 1004 oder § 862 erfor- 
derliche Nachweis des jeweiligen Verursachers 
einer Immission auf praktisch kaum zu über- 
windende Hindernisse stoßen. Hieraus ergibt 
sich das Problem der gemeinschaftlichen 
Haftung mehrerer Verunrelniger. Die Ver- 
wirklichung der genannten Ansprüche ist da- 
durch In den meisten Fällen in Frage gestellt. 

e) Sonstige Mängel 

Als Mangel muß auch das Fehlen von ge- 
setzlichen Vorschriften zur Reinhaltung der 
Luft für den Hausbrand und das Klein- 
gewerbe angesehen werden. 

Soweit In baupolizeilichen Vorschriften 
der Hausbrand erwähnt wird, handelt es sich 
im wesentlichen um Maßnahmen des Feuer- 
schutzes. In der Regel kann nur eine be- 
stimmte Schornsteinhöhe gefordert werden, 
um eine Gefährdung der Umgebung durch 
Rauch und Ruß zu vermeiden. 

Das Fehlen von Vorschriften für die Ent- 
giftung der Abgase von Kraftfahrzeugen 
wird bei der sprunghaften Motorisierung und 
Zusammenballung von Kraftfahrzeugen zu 
gewissen Tageszeiten in dichtbesiedelten 
Wohngebieten das Problem der Entgiftung 
der Abgase immer stärker In Erscheinung 
treten lassen. 


G. 

Die Studien, die auf dem Gebiete der Reinhaltung der Luft im 
In- und Ausland in jüngster Zeit gemacht wurden 


Die Zahl der Studien, die Im In- und Aus- 
land auf dem Gebiete der Reinhaltung der 
Luft in jüngster Zeit gemacht wurden, ist so 
groß, daß sie hier nur gestreift werden kann. 
Im Aufträge des Bundesministeriums für Ar- 
beit hat der VDI das vorhandene Schrifttum 
Im In- und Ausland gesammelt und gesichtet. 
Diese Dokumentation wird allen Interessen- 
ten zur Verfügung stehen. Eine der bedeu- 
tendsten ausländischen Arbeiten auf dem Ge- 
biete der Reinhaltung der Luft stellt der soge- 
nannte „Beaver Report“ dar. Dieser umfang- 
reiche Bericht englischer Fachleute an das 
Parlament war die Grundlage für neue ge- 
setzliche Maßnahmen In England. Das Bun- 
desministerium für Arbeit hat diesen über 
80 Druckseiten umfassenden Bericht über- 
setzen lassen. Es ist beabsichtigt, diesen Be- 


richt der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. In der Bundesrepublik werden 
Untersuchungen u. a. vom Institut für Was- 
ser-, Boden- und Lufthygiene des Bundes- 
gesundheitsamtes, der Landesanstalt für 
Bodennutzungsschutz in Bochum und von 
der Kommission „Reinhaltung der Luft“ 
beim VDI durchgeführt. Letztere hat ein 
weitgehendes Forschungsprogramm „Rein- 
haltung der Luft“ aufgestellt. Dieses Pro- 
gramm Ist bereits angelaufen und gliedert 
sich in folgende vier Gruppen: 

1. Ausbreitungsgesetze 

Hierunter fallen alle Forschungsarbeiten, 
die das Auffinden von Gesetzmäßigkeiten 
der Staub- und Gasausbreitung in der Atmo- 



Sphäre in Abhängigkeit von den meteorolo- 
gischen Faktoren und von der Sinkgeschwin- 
digkeit zum Ziele haben. 

2. Sdiädigungsgrenzen 

Diese Gruppe der Forschungsaufgaben be- 
faßt sich mit der Feststellung der Schädi- 
gungsgrenzen von Gas- und Staubanteilen in 
der Atemluft. Hierzu werden eingehende 
Untersuchungen angestellt über die Staub- 
und Gaseinwirkungen auf Menschen, Tiere 
und Pflanzen, Spezielle Forschungsthemen 
sollen sich mit der Schwefeldioxydwirkung 
auf Pflanzen, mit der Wirkung von 
Staub aus Zementwerken auf Tiere und mit 
den Ermittlungen über Abmelkwirtsdiaft im 
Ruhrgebiet befassen. 

3. Sonderproblem der Luftverunreinigung 

durch Abgase 

Im Rahmen dieser Forschungsgruppe wer- 
den vor allem die Möglichkeiten der Herab- 
setzung des Kohlenoxydgehalts der Auspuff- 
gase von Kraftfahrzeugen erforscht und Er- 
mittlungen über die Zulässigkeitsgrenze für 
den Kohlenoxydgehalt durh systematische 
Messungen an neuen und gebrauchten Kraft- 
fahrzeugen angestellt. Es sollen ferner ein 
einfaches Meßgerät für die Kohlenoxydbe- 
stimmungen in den Abgasen zur Anwendung 
bei der Prüfung der Kraftfahrzeuge und ein 
Meßgerät für die Bestimmung des Nichtver- 
brannten und des Benzpyrens in den Abgasen 
entwickelt werden. Ein weiteres widitiges 


Forschungsthema gilt der nachträglichen Ver- 
brennung brennbarer Auspuffbestandteile 
bei Kraftfahrzeugen und damit einer ver- 
stärkten Herabsetzung der Schädlichkeit. Die 
in diesem Abschnitt zusammengefaßten Son- 
derprobleme erstrecken sich auch auf syste- 
matische Untersuchungen des Staub-, Gas- 
und Rußauswurfs von Haushaltungsfeuerun- 
gen und Kleinkesseln. 

4. Meßtechnisdie Forschungsvorhaben 

Es wurden Forschungsaufgaben in Angriff 
genommen, die die Entwicklung von Meß- 
geräten zur absoluten Staubkonzentrations- 
bestimmung und von Gasspurenmessern für 
Schwefeldioxyd, Schwefelwasserstoff und 
Stickoxyden zum Ziele haben. Weitere For- 
schungsarbeiten befassen sich mit der kon- 
tinuierlich registrierenden Staubmessung in 
strömenden Gasen und in der Atemluft. Es 
ist daran gedacht, ein Betriebsüberwachungs- 
gerät zu schaffen. 

Diese Studien werden von Bund und Län- 
dern im Rahmen der gegebenen Möglich- 
keiten bereits seit 1953 unterstützt. So sind 
vom Bund im Haushaltsjahr 1957 Mittel in 
Höhe von über 500 000 DM bewilligt wor- 
den. Die Ergebnisse dieser Forschungsarbeiten 
finden teilweise schon in der Praxis Anwen- 
dung, so z. B. die wichtigsten Meßeinrichtun- 
gen zum Staubauswurf aus Kaminen. Auch 
die Erzeugung von nicht raudienden, vor- 
zugsweise für den Hausbrand geeigneten 
Brennstoffen kann im Prinzip als gelöst an- 
gesehen werden. 


H. 

Die gesetzlichen Maßnahmen, welche andere Industrieländer 
getroffen und weldien Erfolg sie erzielt haben 


Gesetzliche Maßnahmen zur Reinhaltung 
der Luft sind in fast allen Industrieländern 
mehr oder weniger vollkommen getroffen 
worden. Es sind deshalb im folgenden nur 
die gesetzlichen Maßnahmen behandelt wor- 
den, die für die Verhältnisse in der Bundes- 
republik von besonderem Interesse erschei- 
nen. 

1. Frankreich 

Die Maßnahmen zur Verhinderung der 
Luftverunreinigung werden durch das Mori- 


zetgesetz vom 20. April 1932 geregelt. Das 
Gesetz enthält als Grundsatz: 

Anlagen- die toxisch wirkende oder ge- 
fährliche Auswürfe erzeugen, unterliegen 
bei der Errichtung besonders strengen 
Genehmigungsbedingungen. 

Anlagen, die keine toxischen Wirkungen 
oder gefährliche Auswürfe erzeugen, er- 
halten Auflagen in Form bestimmter Be- 
grenzungswerte, die nicht überschritten 
werden dürfen. 
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Darüber hinaus sagt das Gesetz, daß der 
Charakter des Gebietes, abhängig von der 
Bedeutung der Industrie, und die Dichte der 
Bevölkerung beachtet werden müssen. 

Die Vorschriften für die Verhütung von 
Qualm sehen eine Begrenzung nach dem 
Schwärze-Grad der Rauchfahne vor. 

Zur Verhütung staubförmiger Auswürfe 
werden in dem Gesetz verschiedene Begren- 
zungswerte angegeben. Die Vorschriften ver- 
langen im einzelnen, daß 

a) die Rauchgase nicht mehr als 1,5 g Staub 
pro m^ enthalten dürfen, 

b) das Gesamtgewicht des Staubauswurfs 
einer Anlage 300 kg pro Stunde nicht 
überschreiten darf. 

Die Begrenzung des Ausstoßes schädlicher 
Gase ist in Verbindung mit früheren Ge- 
setzen aus dem Jahre 1919 und 1924 derart 
vorgesehen, daß im Umkreis von 10 km im 
Bereich von Städten und besonders bezelch- 
neten Wohngegenden die Verbrennung eines 
Brennstoffes mit mehr als 2 v. H. Schwefel 
verboten ist. Die Abgase dürfen nicht mehr 
als 1 V. H. Kohlenoxyd enthalten. 

Die Bestimmungen sind sehr eng gefaßt 
und behindern besonders dadurch, daß sie 
einen maximalen Wert für die zulässige Ge- 
samtmenge des Staubauswurfs festlegen, den 
Ausbau größerer Anlagen. Die Anwendung 
dieses Morizetgesetzes hat sich als recht 
schwierig erwiesen, und seine Wirksamkeit ist 
stark hinter den Erwartungen zurückgeblie- 
ben. 


2. Großbritannien 

Es besteht seit 1956 ein Gesetz über die 
Erhaltung der Luftreinheit, die „Clean Air 
Act“, 1956. Eine besondere Bestimmung in 
diesem Gesetz sieht vor, daß bei besonderen 
örtlichen Verhältnissen, wie z. B. dichtbe- 
siedelten Stadtgebieten, die Anweisung zur 
Bildung von kontrollierten rauchfreien Zonen 
gegeben werden kann. Für diese werden in 
dem Gesetz umfangreiche Vorschriften ge- 
nannt. Das Gesetz verbietet den Ausstoß von 
Qualm aus jeder Art von Schornsteinen und 
zu jeder Zeit. Die Vorschriften gelten für den 
Hausbrand ebenso wie für Feuerungen in 
Kesseln oder sonstigen Industrieanlagen. In 
dem Verbot des Ausstoßes von Qualm wird 
als Begrenzung der Schwärzegrad der Rauch- 


fahne vorgeschrieben. Die Verwendung einer 
von der Behörde nicht zugelassenen Feuerung 
ist strafbar. 

Der Auswurf von Staub aus Irgendeinem 
Schornstein einer Feuerung von Kesseln oder 
industriellen Anlagen wird ebenfalls als Ver- 
gehen betrachtet. Eine zahlenmäßige Begren- 
zung der zulässigen Staubauswurfmenge wird 
in dem Gesetz nicht gegeben. Als allgemeiner 
Hinweis gilt, daß zur Verhinderung staub- 
förmiger Auswürfe jeder Betreiber von sich 
aus das Bestmögliche zu tun hat. Der Betrei- 
ber soll nach den Bestimmungen des Gesetzes 
außerdem von Zeit zu Zeit Messungen des 
Staubauswurfs vornehmen, die Vorrichtun- 
gen für die Messung an der Feuerung und die 
Geräte dazu in gutem Zustand erhalten und 
die örtliche Behörde von den Messungsergeb- 
nissen unterrichten. 

Maßnahmen zur Verhinderung von Schä- 
den durch ausgestoßene Gase sind in der 
„Alcali Act“, die sich auf die chemische Indu- 
strie bezieht, und in der „Public Health Act“ 
von 1936, die das Problem der Schädigungen 
von Bewohnern der Nachbarschaft behandelt, 
geregelt. 

Grundsätzlich werden durch das Gesetz 
für den Hausbrand die Verwendung rauch- 
armer Brennstoffe und der Einbau geeigneter 
Feuerungen verlangt. Zuwiderhandlungen 
werden bestraft. 

Die Überwachung der verschiedenen Be- 
stimmungen der Gesetze Ist durchweg An- 
gelegenheit der örtlichen Dienststellen. Die 
Höhe und Art der Strafen für die verschie- 
denen Vergehen sind im Gesetz anzugeben. 

Finanzielle Unterstützungen werden von 
seiten des Staates nur für Wohnhausfeuerun- 
gen gegeben, sofern sie für die Besserung der 
Luftreinheit in den kontrollierten rauch- 
freien Zonen dringend notwendig sind. 

Bemerkenswert in der Clean Air Act 1956 
ist, daß dem Grundsatz der freiwilligen 
Selbstverantwortung besondere Bedeutung 
zugemessen wird. Es erscheint schwierig, die 
Bewertung der einzelnen Fälle in dieser Hin- 
sicht in gerechter Weise vorzunehmen. Als 
ein Mangel der „Clean Air Act“ 1956 muß 
betrachtet werden, daß keine näheren An- 
gaben für die Anwendung auf die verschie- 
denen Industriezweige gemacht sind. Dies ist 
um so mehr von Bedeutung, als doch das 
Gesetz für die Gesamtheit eine Verbesserung 
der Luftreinheit erreichen soll. Außerdem 
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sollte ein neues Gesetz von so umfassender 
Bedeutung ohne Bezug auf die verschieden- 
sten bestehenden Gesetze alle erforderlichen 
Bestimmungen enthalten. 

3. Niederlande 

Abgesehen von den allgemeinen Bestim- 
mungen, daß Belästigungen oder Schädigun- 
gen der Umgebung einer Anlage vermieden 
werden müssen, bestehen in Holland keine 
Gesetze, die Emissionen aus Kesselfeuerun- 
gen regeln. Die Errichtung oder Erweiterung 
einer Industrieanlage muß behördlich geneh- 
migt werden. Besondere Auflagen können ge- 
macht werden. Die Behörde richtet sich da- 
bei nach den vorläufigen Vorschlägen, die 
von einer Kommission des holländischen 
Ingenieurvereins (TNO) im Jahre 1947 her- 
ausgegben wurden. 

In den allgemeinen Bestimmungen ist ähn- 
lich wie bei den Bestimmungen für die 
rauchfreien kontrollierten Zonen in Groß- 
britannien eine Möglichkeit für schärfere 
Bestimmungen bei Anlagen in dichtbesiedel- 
ten Gebieten vorgesehen. Dabei soll auch die 
Art des Gebietes (Wohn- oder Industriege- 
biet) berücksichtigt werden. 

4. Österreich 

In Österreich wurden ähnlich wie in 
Deutschland die allgemeinen Bestimmungen 
des Dampfkesselgesetzes zur Anwendung ge- 
bracht. 


5. Schweden 

Gesetzesregelungen bestehen nicht. Die Ge- 
sundheitsbehörden überwachen jedoch die 
Einflüsse von Schornsteinauswürfen sehr 
scharf. Es wird in Schweden als Selbstver- 
ständlichkeit bezeichnet, daß gegen schädi- 
gende Schornsteinauswürfe die modernsten 
technischen Mittel angewendet werden. Es 
werden Überlegungen angestellt, in welcher 
Form eine gesetzliche Regelung zwedcmäßig 
ist. 


6. Schweiz 

Ein allgemeingültiges eigentliches Luftrein- 
heitsgesetz besteht nicht. Ein allgemeines Ver- 
bot schädlicher und nldit gerechtfertigter 


Emissionen ist im schweizerischen Zivilgesetz- 
buch vorgesehen. Über diese allgemeinen ge- 
setzlichen Bestimmungen hinaus sind aber 
von den einzelnen Kantonen und Gemeinden 
Verordnungen erlassen, die z. Z. strenge Vor- 
schriften bezüglich der Emissionen aus 
Schornsteinen geben. Die Erfahrung zeigt 
aber, daß diese Vorschriften aus wirtschafts- 
politischen Gründen nicht überall mit ge- 
nügendem Nachdruck zur Durchführung 
kommen. Zur Beurteilung von Rauchfahnen 
wird in einzelnen Gegenden die Ringelmann- 
Skala verwendet. Begrenzungswerte sind nicht 
angegeben. Es wird die Ansicht vertreten, 
daß die Schaffung einheitlicher gesetzlicher 
Bestimmungen z. T. noch nicht möglich Ist, 
da wirklich zuverlässige einfache Beurtei- 
lungsmethoden fehlen. Man beabsichtigt, von 
der Eidgenössischen Technischen Hochschule 
bessere meßtechnische Unterlagen ausarbeiten 
zu lassen. 


7. Vereinigte Staaten 

In den USA ist am 14. Juli 1955 das Ge- 
setz 159 verkündet worden, das sich aus- 
sdiließlich auf Luftverunreinigungen bezieht. 
Dieses Gesetz sieht jedoch keinerlei zahlen- 
mäßige Begrenzung der Luftverunreinigun- 
gen vor. Es gibt lediglich Anweisung an den 
Kongreß, die Staaten und örtlichen Verwal- 
tungen in der Überwachung der Luftreinheit 
und die Industrie In Ihrem Bestreben zur 
Einschränkung der Luftverunreinigung durch 
die technischen Dienststellen des Bundes und 
durch finanzielle Mittel zu unterstützen. Eine 
für die gesamten Staaten gültige einheitliche 
Vorschrift für die zahlenmäßige Begrenzung 
der Auswürfe besteht nicht. Es sind jedoch 
von ca. 70 bis 80 örtlichen Stellen nur für 
ein örtlich begrenztes Gebiet gültige behörd- 
liche Regelungen getroffen worden. Die ein- 
zige, ein größeres Gebiet umfassende, Ge- 
setzesvorschrift Ist die „Oregon alr pollutlon 
Act'‘ des Staates Oregon. 

Die örtlichen Vorschriften beziehen sich 
hauptsächlich auf die Verhütung von Qualm 
wie er häufig bei Hausbrandfeuerungen, bei 
der Verfeuerung von Kohlen mit hohem Gas- 
gehalt und soldien mit schlecht überwachter 
Verbrennung vorkommt. Die Begrenzung 
des zulässigen Qualms erfolgt nach dem 
Schwärzegrad der Rauchfahne. 

Weitere Vorschriften bestehen bezüglich 
der Verminderung staubförmiger Auswürfe. 
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Die Bestimmungen regeln auf verschiedene 
Weise den zulässigen Auswurf als Vomhun- 
dertsatz der Produktion und die Auswahl der 
Kohlensorte; sie weisen auch auf die Not- 
wendigkeit der Vermeidung von Schädigun- 
gen der Nachbarschaft hin. Von der großen 
Zahl voneinander abweichender zahlen- 
mäßiger Begrenzungswerte sind die wichtig- 
sten folgende: 

a) vorgeschriebener Entstaubungsgrad 70 bis 
85 V. H.; 

b) Begrenzung des reinen Gasstaubgehalts 
von 1,0 bis 1,2 g im m^; 

c) Begrenzung des zulässigen Auswurfs in 
kg pro Stunde; 

d) Begrenzung des zulässigen Auswurfs als 
Gewicht, abhängig von dem Gesamtge- 
wicht der in den Prozeß eingebrachten 
Stoffe. 

Für die Begrenzung des Gasauswurfs aus 
Schornsteinen besteht, soweit bekannt ist, 
nur für das Gebiet von Los Angeles eine Ver- 
ordnung, die auf einem zahlenmäßigen Be- 
grenzungswert für Schwefeldioxydgase be- 
ruht. Der Schwefeldioxydauswurf darf da- 
nach 0,2 Vol. V. H, nicht überschreiten. Bei 
den übrigen Vorschriften ist lediglich darauf 
hingewiesen, daß keine Schädigungen oder Be- 
lästigungen für die Nachbarschaft auftreten 
dürfen. 

Je nach der örtlichen Produktion geben die 
Vorschriften für sonstige Luftverunreinigun- 
gen die verschiedenartigsten Sondervorschrif- 
ten z, B. für die Auswürfe von Ölraffine- 
rien, den Auswurf von Dämpfen, insbeson- 
dere auch in bezug von Stickoxyd, Schwefel- 
und Flourgehalt oder feste Stoffe wie Zement, 
Metallstaub und dergleichen. 


Hinsichtlich der Überwachung stützen sich 
die meisten Vorschriften auf laufende Kon- 
trolle der Begrenzungswerte für die Aus- 
würfe. Bei einem Teil begnügt man sich mit 
Abnahmeprüfungen für den Entstaubungs- 
grad oder den Auswurf. Die bestehenden 
Vorschriften haben sich in den besonders ge- 
schädigten Gebieten bewährt, soweit eine 
Überwachung für die Durchführung der ge- 
gebenen Anordnungen zweckentsprechend 
geregelt ist. Verschiedene Berichte weisen 
aber darauf hin, daß an manchen Stellen ohne 
Ziel ungeheure Summen vorzeitig und un- 
nötig ausgegeben wurden, weil keine ge- 
nügenden wissenschaftlichen und technischen 
Unterlagen zur richtigen Verwendung der 
Geldmittel Vorlagen. In diesem Zusammen- 
hang wird besonders auf die voreiligen Maß- 
nahmen in Los Angeles, Aufwendung 12 Mil- 
lionen Dollar, hingewiesen. Ein große Bedeu- 
tung wird in den USA der Frage des Einfluß- 
bereichs der behördlichen Regelung beige- 
messen. Wenn einerseits örtlichen Verord- 
nungen der Vorrang gegeben wird, wird 
andererseits ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß Bundesgesetze wegen der größeren Ein- 
heitlichkeit und der geringeren Verwaltungs- 
und Überwachungskosten den Vorzug ver- 
dienen. 


8. Belgien 

Bemerkenswert erscheint, daß in einem so 
hochindustrialisierten Land, in dem bereits 
schwere Schadensfälle durch Luftverunreini- 
gungen aufgetreten sind, bisher kein Gesetz 
über die Reinhaltung der Luft besteht. Es ist 
auch nichts über Richtlinien zur Begrenzung 
schädlicher Auswürfe aus Kaminen bekannt. 


I. 

Die Möglichkeiten, welche die Bundesregierung sieht, sich die 
Erfahrungen der privaten und gesetzlichen Bekämpfung der 
Verunreinigung im In- und Ausland zunutze zu machen, um neue 
gesetzgeberische Maßnahmen einzuleiten 


I. Die Erfahrungen der privaten und gesetz- 
lichen Bekämpfung der Verunreinigung im 
In- und Ausland 

a) Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft 
werden um so wirksamer sein, je mehr sie 


sich auf alle Luftverunreiniger einschließ- 
lich Verkehr, Haushalte und Kleinge- 
werbe erstrecken. 

b) An die Luftverunreiniger sind Mindest- 
anforderungen hinsichtlich des Auswur- 
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fes, soweit sie nach dem Stande der Tech- 
nik vertretbar sind, zu stellen (Emissions“ 
Begrenzung). 

c) Besondere über die in Buchstabe b hinaus- 
gehenden Maßnahmen sind an solchen 
Orten erforderlich, wo die Grenzen des 
Zumutbaren an Staubniederschlägen oder 
Abgaskonzentrationen überschritten wer- 
den (Immissionsbegrenzung). 

d) Eine Beurteilung der Luftverunreiniger 
von der Immissionsseite her ist nur mög- 
lich, wenn laufende Pegelstandsmessungen 
der Luftverunreinigungen auf breiter 
Grundlage vorgenommen werden. 

e) Die Wirksamkeit der Maßnahmen zur 
Auswurfbeschränkung kann nur durch 
eine Überwachung der die Luft verun- 
reinigenden Anlagen sichergestellt wer- 
den. Für Anlagen der in §§ 16 und 24 
Gewerbeordnung bezeichneten Art ist 
eine kostenpflichtige Überwachung der 
Emissionen oder Immissionen unter Her- 
anziehung von Sachverständigen oder 
durch Einbau von selbstregistrierenden 
Überwachungsgeräten angezeigt. 

f) Zur Durchführung der Emissions- und 
Immissionsüberwachung muß die Aus- 
kunftspflicht der Emittenten über die 
benutzten Verfahren, die verfeuerten 
Brennstoffe und andere Stoffe, die für 
die Luftverunreinigung von Bedeutung 
sind, sichergestellt werden. 

g) Im Hinblick auf den hohen Schwefel- 
dioxyd-Pegelstand ün manchen Industrie- 
gebieten, hervorgerufen durch die Ver- 
wendung von Brennstoffen mit hohem 
Schwefelgehalt, sollte die Möglichkeit von 
Einschränkungen In der Verwendung ge- 
wisser Brennstoffe In Erwägung gezogen 
werden. 

Die beste Entstaubungsanlage sowie eine 
sorgfältige Überprüfung der gesamten tech- 
nischen Einrichtungen und Verarbeitungsver- 
fahren können es nicht verhindern, daß eine 
gewisse durch die Fabrikation oder Verbren- 
nung gegebene Mindestmenge von Gasen, 
Rauch, Ruß und Flugasche, Staub und 
Dämpfen In die Atmosphäre gelangt. Zur 
Unschädlichmachung dieser unvermeidlichen 
Mindestmenge bieten sich folgende Maß- 
nahmen an: 

h) Im Zusammenhang mit der Raumplanung 
und Landschaftspflege ist es erforderlich, 
vor der Errichtung neuer Industriean- 


lagen oder von Siedlungen das dafür in 
Aussicht genommene Gelände eingehend 
zu überprüfen, ob die unvermeidlichen 
Emissionen der Industrie ohne Nachteile 
für die Umgebung sind, und ob die An- 
lage einer Siedlung auch wirklich auf der 
unter den gegebenen Umständen günstig- 
sten Stelle in Aussicht genommen ist. 

I) Eine gewisse Verbesserung der bestehen- 
den lufthygienischen Verhältnisse kann 
auch durch Schutzstreifen, Grünanlagen 
und Bepflanzung von Brachflächen erzielt 
werden. 

k) Es ist bekannt, daß es Gehölzarten gibt, 
die erfahrungsgemäß relativ unempfind- 
lich gegenüber Gas- und Staubeinwirkun- 
gen sind. Eine Anpflanzung solcher Arten 
In gefährdeten Gebieten sollte angestrebt 
werden. 


II. Die Möglichkeit für neue gesetzgeberische 
Maßnahmen 

7.U a) 

Wie bereits unter Abschnitt F erwähnt 
wurde, sind für einen wesentlichen Teil 
der Luftverunreiniger geeignete gesetzliche 
Grundlagen vorhanden (die genehmigungs- 
und überwachungsbedürftigen Anlagen In 
§§16 und 24 GewO). Soweit der Katalog der 
in § 16 GewO auf geführten gewerblichen 
Anlagen nicht mehr dem gegenwärtigen 
Stand der Technik entspricht, sind neue Be- 
triebe, die schädliche und lästige Emissionen 
verursachen, in das Verzeichnis nach § 16 
GewO aufzunehmen. Es erscheint weiterhin 
notwendig. Im § 25 GewO eine Bestimmung 
dahingehend aufzunehmen, daß nachträgliche 
Auflagen für eine technisch mögliche Be- 
grenzung von Emissionen in einem wirt- 
schaftlich vertretbaren Rahmen gemacht 
werden können. 

Auch die geltenden zivilrechtlichen Bestim- 
mungen, insbesondere In § 906 BGB, erschei- 
nen als ein geeignetes Mittel, um Maßnahmen 
zur Reinhaltung der Luft zu fördern, wenn 
der § 906 BGB so abgefaßt wird, daß Klagen 
auf Unterlassung von belästigenden Emissio- 
nen mehr Aussicht auf Erfolg versprechen als 
bisher. Dies könnte dadurch erreicht wer- 
den, daß die Duldungspflicht aus § 906 BGB 
dahin ausdrücklich eingeschränkt wird, daß 
der Eigentümer nur die Einwirkungen von 
einem anderen Grundstück nicht verbieten 
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kann, die auch bei Anwendung der nach dem 
Stande der Technik vertretbaren Maßnahmen 
unvermeidbar sind. 

Für den motorisierten Verkehr sollten er- 
weiterte Regelungen in der Straßen-Ver- 
kehrs-ZuIassungsordnung getroffen werden. 

Bei der Schiffahrt und Eisenbahn ist eine 
Abkehr vom belästigenden Dampfbetrieb be- 
reits im Gang. Besondere gesetzliche Maß- 
nahmen erscheinen hier nicht notwendig, 
wenn die Elektrifizierung der Bundesbahn 
beschleunigt durchgeführt wird. 

Es fehlen jedoch ausreichende gesetzliche 
Grundlagen für die Haushaltsfeuerungen und 
das Kleingewerbe. Da die Zuständigkeit des 
Bundes nur eine Regelung auf dem Gebiete 
der konkurrierenden Gesetzgebung (Arti- 
kel 74 Nr. 11, 12, 21 und 23 GG) — Recht 
der Wirtschaft, Arbeitsrecht und Verkehrs- 
recht — zuläßt, Ist eine bundesrechtliche 
Regelung für die Haushalte z. Z. nicht mög- 
lich. 

Nach Auffassung der Bundesregierung soll- 
ten alle Fragen zur Reinhaltung der Luft 
durch Bundesgesetz geregelt werden. Die 
Bundesregierung prüft mit allem Nachdruck 
die Voraussetzungen zum Erlaß eines solchen 
Gesetzes. 

7.ub) und c) 

Es erscheint zweckmäßig, die technischen 
Anforderungen an die Luftverunreiniger 
wegen ihrer Vielseitigkeit und des durch die 
technische Entwicklung bedingten Wandels 
zunächst als Regeln der Technik durch Fach- 
gremien zu erarbeiten. Diese Regeln sollten 
bei der Genehmigung gewerblicher Anlagen 
berücksichtigt werden. 

7.U d) 

Vorschriften über Pegelstandsmessungen 
der Luftverunreinigungen dürften in den Be- 


reich der Ländergesetzgebung fallen. Ein Aus- 
bau der Pegelstandsmessungen in Fortfüh- 
rung der bisherigen Übung erscheint wün- 
schenswert. Da die Pegelstandsmessungen für 
Aufgaben des Bundes von besonderer Be- 
deutung sind, sollten die vorhandenen In- 
stitute, die sich mit Pegelstandsmessungen 
befassen, in den Stand gesetzt werden, solche 
Messungen in größerem Umfange als bisher 
durchzuführen. 


Zu e) und f) 

Eine gesetzliche Regelung der Über- 
wachungs- und Auskunftspflicht für die in 
§§ 16 und 24 GewO genannten Anlagen 
könnte in der Gev/erbeordnung vorgenom- 
men werden. Soweit eine Überwachungs- und 
Auskunftspflicht für den Verkehr notwendig 
Ist, wäre hierfür ebenfalls der Bund zustän- 
dig. Diesbezügliche Vorschriften für den 
Haushalt müßten von den Ländern erlassen 
werden. 

Zug) 

Einschränkende Bestimmungen für die 
Verwendung bestimmter Brennstoffe kom- 
men in erster Linie für den Hausbrand und 
die sonstigen nicht von bundesgesetzlichen 
Regelungen erfaßten Anlagen in Frage. Es 
Ist vorgeschlagen worden, örtliche oder be- 
zirkliche Stellen zu ermächtigen, in Gebieten 
mit hoher Vorbelastung der Luft die Ver- 
wendung von Brennstoffen zu verbieten, die 
einen bestimmten Gehalt an Schwefel oder 
flüchtigen Bestandteilen überschreiten. Es 
wäre zu erwägen, ähnliche Maßnahmen auch 
auf die Feuerungsanlagen selbst auszudehnen. 

Die unter h) bis k) vorgeschlagenen Mittel 
zur Unschädlichmachung unvermeidlicher 
Mindestmengen von Luftverunreinigungen 
dürften in die Kompetenz der Länder fallen. 


K. 

Die zusammenfassende Antwort der Bundesregierung 
zum Beschluß des Deutschen Bundestages vom 11. Januar 1957 

Die Bundesregierung nimmt zu dem Er- Die gesetzlichen Vorschriften zur Reinhai- 

suchen des Deutschen Bundestages zusam- tung der Luft sind in den Industrieländern 
menfassend wie folgt Stellung: völlig verschieden, da es noch keine Grund- 
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lagen für ausreichende Beurteilungswerte 
gibt. Es erscheint deshalb nicht möglich, im 
gegenwärtigen Zeitpunkt ein besonderes Ge- 
setz zur Reinhaltung der Luft zu erlassen. 
Die Bundesregierung prüft jedoch, inwieweit 
ein solches Gesetz in der Zukunft erforder- 
lich sein wird. 

Indessen ist die Bundesregierung der An- 
sicht, daß die Verunreinigung der Luft an 
zahlreichen Stellen des Bundesgebietes einen 
Grad erreicht hat, der unzumutbar ist und 
durch besondere gesetzliche Maßnahmen be- 
kämpft werden muß. Diese Maßnahmen soll- 
ten in kürzester Frist zur Wirkung kommen. 
Hierfür bietet sich nach Ansicht der Bundes- 
regierung die Anpassung der geltenden Ge- 
setze an die veränderten technischen, wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse an. Sie 
schlägt vor: 

1. eine Erweiterung des Katalogs der in § 16 
GewO genannten genehmigungspflich- 
tigen Anlagen entsprechend dem heutigen 
Stand der Technik; 

2. eine Ergänzung der Bestimmungen in 
§ 25 GewO dahingehend, daß nachträg- 
liche Auflagen für eine nach dem Stande 
der Technik vertretbare Begrenzung von 
Emissionen gemacht werden können; 

3. die Schaffung einer gesetzlichen Grund- 
lage für die kostenpflichtige Durchfüh- 
rung notwendiger Kontrollmaßnahmen 
zur Überwachung der Emissionen durch 
Sachverständige ; 

4. die Aufstellung zeitgemäßer technischer 
Regeln, die den mit der Durchführung 
des Genehmigungsverfahrens nach §§16 
und 24 GewO beauftragten Stellen als 
Richtlinien zu dienen geeignet sind; 

5. eine Ergänzung der Straßenverkehrszu- 
lassungsordnung durch Vorschriften über 
den zulässigen Auswurf von Abgasen 
durch Kraftfahrzeuge; 

6. die Duldungspflicht aus § 906 BGB dahin- 
gehend einzuschränken, daß der Eigen- 
tümer nur die Einwirkungen von einem 
anderen Grundstück hinnehmen muß, die 
auch bei Anwendung der nach dem 
Stande der Technik vertretbaren Abhilfe- 
maßnahmen unvermeidbar sind. 

Sie empfiehlt weiterhin: 

a) eine Beschleunigung der Elektrifizierung 
der Bundesbahn in besonders gefährdeten 
Gebieten; 


b) den vordringlichen Ausbau von Fernheiz- 
werken mit geeigneten Staubabscheidern 
und die LJnterstützung aller Maßnahmen 
zum Bau raucharmer Öfen und zur Ver- 
sorgung der Haushaltungen mit geeig- 
neten Brennstoffen, um die Luft in be- 
sonders gefährdeten Gebieten möglichst 
reinzuhalten; 

c) eine steuerliche Begünstigung der Maß- 
nahmen, die der Reinhaltung der Luft 
dienen; 

d) die Überprüfung der Luftverhältnisse vor 
der Neuerrichtung von Industrieanlagen 
und Siedlungen. Vermeidung der Gemen- 
gelage von abgas- und stauberzeugender 
Industrie mit Wohngebieten und ihre 
Trennung durch Wald- und Grünstreifen; 
diese Gesichtspunkte sind im Zusammen- 
hang mit der Raumplanung und Land- 
schaftspflege zu berücksichtigen; 

e) die Bundesinstitute, welche Luftunter- 
suchungen durchführen und Methoden 
für die Abwendung von Schäden entwik- 
keln, (Bundesgesundheitsamt, Instiut für 
Wasser-, Boden- und Lufthygiene, Biolo- 
gische Bundesanstalt und Bundeswetter- 
dienst) und die Landesanstalt für Boden- 
nutzungsschutz des Landes Nordrhein- 
Westfalen in Bochum vermehrt für 
Untersuchungen, Gutachten und Empfeh- 
lungen in den Ländern und Gemeinden 
heranzuziehen. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß 
auch mit den vorgesehenen gesetzlichen Maß- 
nahmen allein das Problem der Reinhaltung 
der Luft nicht gelöst werden kann. Das Ziel, 
die Luft reinzuhalten, ist eine echte Gemein- 
schaftsaufgabe. Angesichts der Problematik 
muß auch die Selbstverantwortung der Be- 
teiligten angesprochen werden. Die Bundes- 
regierung nimmt in diesem Zusammenhang 
davon Kenntnis, daß die überwiegende Zahl 
der verunreinigenden Industriebetriebe 
igrundsätzlich bereit ist, die technisdien Mög- 
lichkeiten der Staub- und Abgasbekämpfung 
zur praktischen Anwendung zu bringen. Sie 
erkennt mit Befriedigung an, daß die betei- 
ligten Kreise sich in den letzten Jahren um 
die Reinhaltung der Luft in den Industriege- 
bieten bemüht haben und daß in einzelnen 
Industriezweigen bereits eine merkbare Ver- 
minderung von Emissionen eingetreten ist. 
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Erläuterung 
zu den 

Standortkarten der hauptsächlichsten Luftverunreiniger 


Zu Anlage 1 
Dampfkraftwerke 

Meßgröße 

Brennstoffdurchsatz aller Dampfkessel ein und desselben Standorts 
in t/h 

Größenklasse 

bis 20, bis 100, bis 500, bis 2000, über 2000 t/h 
Einteilung 

Steinkohlenfeuerung, Braunkohlenfeuerung (einschließlich Torf) 
Quellen 

1. Verzeichnung der Hochspannungsleitungen in Westdeutschland 
von 30 kV und darüber und der Kraftwerke in Westdeutsch- 
land und West-Berlin von 1 MW und darüber; Stichtag 1. April 
1956. Herausgegeben von der Vereingung Deutscher Elektrizi- 
tätswerke VDEW 

2. Mitteilung der Vereinigung der Großkesselbesitzer eV, Essen 

Zu Anlage 2 
Zementindustrie 

Meßgröße 

Produktion in t/Jahr 
Größenklassen 

bis 100 000, bis 250 000 bis 500 000, über 500 000 t/Jahr 
Quellen 

Mitteilung des Vereins Deutscher Zementwerke eV, Düsseldorf 
Zu Anlage 3 

Eisenhüttenwerke (Hochöfen, Stahlwerke, Sinteranlagen, Walz- 
und Schmiedewerke) 

Meßgröße 

Produktion aller Eisenhüttenwerke ein und desselben Standorts in 
t/Monat 

Größenklassen 

bis 40 000, bis 100 000, bis 300 000, über 300 000 t/Monat 
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Einteilung 

Die Standorte der Thomas-Stahlwerke sind markiert. 

Quellen 

1. Handbuch für den gemeinsamen Markt der Europäischen Mon- 
tanunion; 2. Ausgabe 1955/56, Frankfurt/Main 

2. Mitteilung des Vereins Deutscher Eisenhüttenleute eV, Düssel- 
dorf 


Zu Anlage 4 

Metallhütten und Umschmelzwerke 
Meßgröße 

Metallhütten: Kapazität in t/Jahr 
Umschmelzwerke: keine 

Größenklassen 

Metallhütten: bis 10 000, bis 50 000, über 50 000 t/Jahr 
Umschmelzwerke: keine 

Einteilung 

Metallhütten: Kupfer-, Blei-, Zink-, Zinn-, Aluminiumhütten 
Umschmelzwerke: Schwermetall-, Leichtmetall-Umschmelzwerke. 

Quellen 

Mittelung der Fachvereinigung Metallhütten und Umschmelzwerke 
eV, Düsseldorf 


Zu Anlage 5 

Rohölverarbeitungswerke 

Meßgröße 
Kapazität in t/Jahr 

Größenklassen 

bis 50 000, bis 80 000, bis 400 000, über 800 000 t/Jahr 
Quellen 

Mitteilung des Mineralölwirtschaftsverbandes eV, Hamburg 


Zu Anlage 6 
Chemische Industrie 


Meßgröße 


Zahl der Beschäftigten je Kreis 


Größenklassen 


100 bis 

499, 

500 bis 

999, 

1 000 bis 

1 999, 

2 000 bis 

4 999, 

5 000 bis 

9 999, 

10 000 bis 

19 999 


Quellen 


Beschäftigte je Kreis 


Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes Wiesbaden; Stand: 
13. September 1950 
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Zu Anlage 7 

Auswürfc der Dampflokomotiven der Deutschen Bundesbahn 
Meßgrößen 

a) Tägliche Rauchgasmenge in NmV(km . Tag) 

b) Monatlicher Staubniederschlag des Schornsteinauswurfs in 
kg/(100 m* . Monat) 

Größenklassen 

a) bis 8 500, bis 17 000, bis 25 000, bis 42 000, bis 64 000, über 
64000 NmV(km . Tag) 

b) bis 0,25, bis 0,50, bis 0,74, bis 1,23, bis 1,88 kg/(100 m* . Monat) 
Quellen 

Mitteilung des Bundesbahn-Zentralamtes Minden (Westf.) 

Zu Anlage 8 

Straßenverkehr auf Bundesautobahnen und Bundesstraßen 
Meßgröße 

Anzahl der Kraftfahrzeuge je 24 Stunden im Jahresmittel 
Größenklassen 

bis 1 000, 1 001 bis 3 000, 3 001 bis 5 000, 5 001 bis 7 000, 7 001 bis 
10 000, über 10 000 Kraftfahrzeuge 

Quellen 

Veröffentlichungen und Mitteilung des Bundesministeriums für Ver- 
kehr, Abt. Straßenbau, Bonn; Stand; 1952/53 

Zusatz 

Der Zuwachs der Verkehrsdichte auf den Europastraßen der Bun- 
desrepublik Westdeutschland betrug von 1952/53 bis 1955 im 
Mittel etwa 50 v. H, 

Zu Anlage 9 

Bevölkerungsdichte (Kleingewerbe und Hausbrand) 

Meßgröße 

Anzahl der Einwohner je qkm in den einzelnen Kreisen 
Größenklassen 

unter 40 bis 49, 50 bis 59, 60 bis 69, 70 bis 79, 80 bis 89, 90 bis 99, 
100 bis 109, 110 bis 129, 130 bis 149, 150 bis 169, 170 bis 299, 300 
bis 999, über 1000 Einwohner/qkm. 

Quellen 

Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes Wiesbaden; Stand 
1950, Gelbietsstand: 13. Septemiber 1950 

Zusatz 

Die Bevölkerungsdichte ist ein angenähertes Maß für die Auswürfe 
von Kleingewerbe und Hausbrand. 
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Beyölkerungsdichte in den Kreisen 


Einwohner/ km^ 



Maßstab 
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Mittlere Linien gleicher Staubkonzentration. April - Sept. 195 5 

Die Zahlenwerte an den Linien geben den Staubniederschlag in g/m^/Monat an. 
Die Kreise bedeuten Meßstellen mit Aluminiumfolien; an den mit einem Quadrat 
gekennzeichneten Orten wurden Topfgeräte (Hibernia-Töpfe) verwendet. 

M. D ie m , ''Messungen der Staubausbreitung aus den Schloten einer Industrie - 
Anlage am Niederrhein” . 

Mitteilungen der Vereinigung der Großkesselbesitzer 1956 H.42, S.201. 








